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HOMILIE DES APOSTOLISCHEN NUNTIUS,

ERZBISCHOF DR. ERWIN JOSEF ENDER,

IM PONTIFIKALAMT ZU EHREN DES SEL. KARL DES GROSSEN
(Frankfurt, 29. Januar 2005)

Einführung:

Liebe Schwestern und Brüder in Christus!

Es ist für mich eine besondere Freude, am Beginn meines zweiten Dienstjahres als Apostolischer Nuntius in der deutschen Heimat heute hier im Kaiserdom in Frankfurt mit Ihnen das Karlsamt feiern zu dürfen. Herrn Stadtdekan, Dr. Tilmann, danke ich für die Einladung und die freundlichen Worte, die er in seinem Willkommensgruss an mich gerichtet hat. Mit ihm grüße ich besonders herzlich den Bischof dieser Diözese, meinen lieben Kondiözesan und Freund, Dr. Franz Kamphaus, und alle, die sich zu diesem Festgottesdienst hier versammelt haben. 

 Wenn die Kirche das Fest von Seligen und Heiligen feiert, schaut sie zuerst auf ihr Leben, aber auch auf das, was von ihnen ausgegangen ist, auf die Rolle, die sie in der Kirche und Gesellschaft ihrer Zeit gespielt haben. Dabei ist sie sich durchaus bewußt, dass manches in ihrem Denken und Wirken zeitbedingt gewesen ist, anderes hingegen in den veränderten Zeitumständen von heute in einem neuen Licht aufleuchtet und neue Bedeutung erhält.

Wir wissen um die lokal bezogene Verehrung des seligen oder heiligen Karl des Grossen, aber auch – heute vielleicht noch besser als in früheren Zeiten – um seine eminente Bedeutung für die Identitätsfindung und Gestaltung des christlichen Abendlandes. Er schuf die Grundlagen für ein einheitliches Europa und hatte entscheidenden Anteil an der Bildung der geistigen Welt des Mittelalters. Kaiser Karl bleibt eine der wichtigsten Gestalten bei der Christianisierung Europas. Ein Anliegen, das gerade in der heutigen Neugestaltung dieses Kontinents neue Aktualität erlangt hat.

Wir wollen dieses Anliegen in unser Gebet und Gotteslob in dieser Eucharistiefeier besonders mit einschließen. Um würdig am Gottesdienst teilzunehmen, bitten wir nun Gott füreinander um das Geschenk eines tiefen und lebendigen Glaubens und um die Vergebung für unsere sündhaften Verfehlungen und Versagen.
Predigt:

Sehr geehrter, lieber Bischof Franz, liebe Mitbrüder im Priesteramt,

sehr geehrte Vertreter aus Stadt und Land,

liebe Schwestern und Brüder in Christus!

1. Karls-amt im Kaiser-dom! Diese Wortverbindungen können vielleicht überraschen. Anlass und Ort des heutigen Gottesdienstes nennen zwei sehr unterschiedliche Bereiche in einem Atemzuge: Glaube und Politik! Wir bringen hier zusammen, was wir doch eigentlich zu trennen gelernt haben! Begehen wir da nicht vielleicht einen Anachronismus? 

Auf dem vorbereiteten Liedblatt für diesen Gottesdienst sehen wir eine Federzeichnung, die über 500 Jahre alt ist. Karl der Große ist dort mit der Kaiserkrone deutlich zu erkennen: Links trägt er das Schwert, rechts den Dom. Im Mittelalter sind politischer und religiöser Bereich eng miteinander verbunden. Der mittelalterliche Kaiser ist immer auch zugleich "priesterlich", der Papst und die Bischöfe sind immer auch zugleich "politisch". Der Kaiser ist freilich sozusagen nur ein kleiner Priester (er nimmt den Rang eines Diakons ein); und der Papst wie der Bischof sind entsprechend nur kleine Könige (die Bischöfe erhalten in der Regel den Rang eines Fürsten oder Grafen). Ob politische oder geistliche Autoritäten - beide haben etwas vom anderen. 

War das richtig so? Wir haben unsere Fragen dazu. Und das nicht erst heute! Die bischöflichen Herrschaften sind durch die Jahrhunderte der Kirchengeschichte immer wieder in Frage gestellt worden. Trotzdem blieben sie bestehen, bis die Säkularisierung sie beseitigte. Am Ende einer leidvollen und oft leidigen Geschichte steht die Einsicht: Es ist doch besser, dass die Kirche von politischer Herrschaft frei ist. Kirche kann und darf nicht Machthaber, sie soll Gewissen sein. 

2. Zwischen Glaube und Politik ist sorgfältig zu unterscheiden, um des Glaubens und um der Politik willen. Um des Glaubens willen: Denn das Christentum ist mehr als eine Sozialvision. Das Heil, von dem es spricht, erschöpft sich nicht in sozialem Fortschritt und in Verbesserungen der Lebensqualität, schon gar nicht in ’Wellness’. Seine Hoffnungen gehen über das politisch und therapeutisch Machbare hinaus. Wer in politischen Ordnungen und Aktionen das Heil sucht, verfälscht den Glauben. Gott bewahre uns vor jenem abenteuerlichen Moralismus, der die Sache Gottes selbst ins Werk setzen möchte. Das Heil ist nicht zu machen; wir können es nur empfangen als ein Geschenk des Himmels. Die Wahrheit des Glaubens, die in Gott selbst begründet ist, lässt sich in kein politisches System einfangen und darf keinem politischen Interesse untergeordnet werden. 

Eine klare Unterscheidung zwischen Glaube und Politik ist nicht nur für den Glauben lebensnotwendig, sondern auch für die Politik. Sie entartet, wenn sie sich mit einem religiösen Nimbus umgibt. Sobald sie sich absolut setzt und als Heilslehre versteht, verfällt sie dem Gotteskomplex. Sie beansprucht das Ganze (totum) und wird totalitär. Sie verspricht paradiesische Zustände und landet in der Hölle des Totalitarismus. Dass Aufklärung und Fortschritt vor solchen Entwicklungen nicht bewahren, lehrt die Erfahrung. Die politischen Ideologien der Neuzeit sind erklärtermaßen gegen die Religionen angetreten und haben doch selbst sehr schnell quasi-religiöse Züge angenommen, bis in unsere jüngste Vergangenheit. Eine Zeit, in der der Glaube zurückgeht, ist umso anfälliger für alte und neue Ideologien. 

Politische Herrschaft und Glaube sind zweierlei wie Staat und Kirche. Beide sind gut beraten, wenn sie die Eigenständigkeit nicht nur jeweils für sich selbst in Anspruch nehmen, sondern sie auch dem anderen einräumen. Schon die Tendenz ist schädlich, wenn einer den anderen vereinnahmen möchte. Die Kirche darf nicht Staat werden wollen, und der Staat nicht Kirche. Weder die Staatskirche noch der Kirchenstaat sind erstrebenswert, wie die Geschichte lehrt. Und der politische Messianismus hat für Politik und Glaube gleichermaßen verheerende Folgen. 

3. Ist damit schon alles gesagt? Keineswegs! Es ist nicht genug, Glaube und Politik rein säuberlich voneinander zu trennen und sie dann sich selbst zu überlassen. Sind beide in ihrer je eigenen Zuständigkeit und Verantwortung einmal klar voneinander abgehoben, dann können und müssen sie jedoch um so eigenständiger miteinander ins Gespräch kommen und hören, was der andere zu sagen hat. 

Die Kirche hat gelernt und im Zweiten Vatikanischen Konzil deutlich gelehrt, dass die Eigenständigkeit der Sachbereiche zu beachten ist. Die Politik hat ihre eigenen Gesetzmäßigkeiten. Diese haben ihr Gewicht. Sie werden durch den Glauben nicht einfach übersprungen oder außer Kraft gesetzt. 

Die Sachlichkeit ist ein hohes Gut, aber sie ist nicht alles. Sie reicht nicht aus, wo es um den Menschen geht, wo der Mensch handelt. Dieser ist eben keine bloße Sache, sondern er ist Person. Ihn zeichnet das Ethos aus, die Verantwortung vor Gott und dem anderen Menschen. Eine Sachlichkeit, die ohne Ethos auszukommen versucht, verkennt die Wirklichkeit des Menschen und wird darum unsachlich. Das gilt für die verschiedenen Sachbereiche, auch und nicht zuletzt für die Rechtsordnung. Ohne Ethos hat diese keinen Bestand. 

4. Kann die Politik ohne Gott auskommen? „Gott ist tot", ruft der "tolle Mensch" in Nietzsches "Fröhlicher Wissenschaft". Was aber ist, wenn Gott tot ist? Der Schrei "Wohin ist Gott?" findet bei Nietzsche ein Echo, das nachdenken lässt. Es lautet: "Wohin dann der Mensch?" Diese Frage stellt sich heute in aller Schärfe: Wohin geht der Mensch, wenn er sich von Gott verabschiedet hat? Geht er zum Teufel? Bleibt der Mensch dabei nicht selbst auf der Strecke? Er wird heute immer mehr sein eigenes Experiment. Alles wird technisch produzierbar, am Ende auch der produzierende Mensch. Er produziert sich selbst. Wer dem widerstehen will, wird wohl schließlich und endlich die Aufklärung in den Horizont des Gottesglaubens rücken und die umgekehrte Schlussfolgerung zu Nietzsche riskieren müssen: Wer die Würde des Menschen wahren will, kann das kaum anders, als dass er in Erinnerung behält, was mit der Gottebenbildlichkeit des Menschen ausgesagt ist. 

Darum unser Einsatz für den Gottesbezug in der Präambel der Europäischen Verfassung. Es geht dabei nicht so sehr um die Wahrung des gefährdet geglaubten christlichen Abendlandes, auch nicht um eine Referenz gegenüber der christlichen Tradition Europas oder gar gegenüber den Kirchen. "Gott" steht dafür, dass nicht alles durch Mehrheitsentscheidungen zu regeln ist, er steht für die Unverfügbarkeit des Menschen und gegen jede Verabsolutierung der Staatsgewalt. Wer sonst bürgt eigentlich dafür, dass es nicht schließlich zur gentechnologischen Manipulation und Unterwerfung des uns vertrauten Menschen kommt, dass der Mensch nur noch sein eigenes Experiment ist, sein eigenes Objekt. Wer sonst garantiert die Freiheit des Menschen, dass er ein Original bleibt und nicht zum Abziehbild verkommt? 

Die amerikanische Politikwissenschaftlerin Agnes Heller hat die bürgschaftliche Bedeutung des Gottesbezugs in einer Verfassung im Bild des "leeren Stuhls" entfaltet. Sie schreibt: "Der leere Stuhl (der Gottesbezug) wartet auf den Messias. Wenn jemand diesen Stuhl besetzt, kann man sicher sein: es handelt sich dabei um einen pervertierten oder verlogenen Messias. Wenn jemand den Stuhl wegnimmt, dann ist die Vorführung zu Ende, und der Geist wird die Gemeinde verlassen. Die Politik kann diesen unbesetzten Stuhl nicht gebrauchen; aber solange man diesen Stuhl belässt, wo er ist, genau dort im Zentrum des Raumes, wo er in seiner warnenden, vielleicht sogar pathetischen Leere fixiert bleibt, müssen die politischen Handlungsträger sein Dasein immer noch in Rechnung stellen." Ein solcher Verweis auf Gott übersteigt jeden demokratischen Konsens und wird ihn kritisch zu befragen suchen auf seine menschenrechtliche Substanz. Dafür hat Religion in aller Öffentlichkeit und keineswegs nur privat zu bürgen, im Dienste des Menschen. 

Karls-amt im Kaiser-dom: Politik und Glaube. Wir können beide zwar in einem Atemzug nennen, müssen aber beide Bereiche, den politischen und den religiösen, sorgfältig voneinander unterscheiden. Zugleich werden wir dann aber auch erkennen: dass beide, Politik und Glaube, aufeinander verwiesen sind und den Kontakt und das Gespräch miteinander suchen müssen, ohne Berührungsängste und ohne Unterscheidungsängste, zur Ehre Gottes und zum Wohl und Heil der Menschen. 

5. Liebe Schwestern und Brüder, wie ich zu zeigen versucht habe, hat sich unser heutiges Verständnis vom Verhältnis zwischen Politik und Glaube im Vergleich zu früheren Zeiten merklich geändert. Die Zeitumstände selbst haben sich durch Reformation, Aufklärung und Säkularisierung tiefgreifend gewandelt. Gerade aber das tragische Scheitern einer gottlosen Politik in den totalitären Regimen und den verheerenden Weltkriegen des vergangenen Jahrhunderts ruft uns die Notwendigkeit einer Weltgestaltung aus christlicher Verantwortung um so dringlicher wieder neu in Erinnerung. Mögen Mittel und Wege damals und heute verschieden sein und die Bereiche von Politik und Glaube heute zu Recht sorgfältig voneinander unterschieden werden, der christliche Weltauftrag bleibt unverändert gültig und bestehen.

Wenn es auch nach unserem heutigen Verständnis eine ’christliche’ Politik im eigentlichen Sinn nicht gibt, so muss es um so mehr christliche Politiker und Politik aus christlicher Verantwortung geben. Der heutige Festgottesdienst ist ein Anlass, dass wir uns dessen neu bewußt werden. Darum ist diese jährliche Gedenkfeier kein Anachronismus, sondern hat auch eine gültige Botschaft für unsere Zeit. Trotz aller geschichtlich bedingten Zeitumstände gemahnt uns das Beispiel des sel. Karl des Großen an die grundsätzliche Mitverantwortung des christlichen Herrschers bzw. Politikers für die Evangelisierung der Welt, auch die der Politik, und der Gesellschaft. Karl der Große, der neben Bonifatius eine der herausragenden Gestalten für die Grundlegung des Christentums in Mitteleuropa gewesen ist, ist darum auch Mahnung und Ansporn für die Wahrung des christlichen Erbes und die Erneuerung des heutigen Europas aus seinen christlichen Wurzeln. – Amen!+

